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Die US-Immobilienkrise hat sich zu einer globalen Wirtschaftskrise ausgeweitet. Ein 
Zusammenbruch der Wirtschaft wurde durch Stützmaßnahmen, Bürgschaften und 
mögliche Verstaatlichungen verhindert. Bislang bürgt jeder Bundesbürger mit  
6.000 € für die Finanzwelt, die Banken und deren Aktionäre. Das neoliberale Kon-
zept ist gescheitert. Die Deregulierung der Finanz- und Arbeitsmärkte hat uns in die 
Krise geführt, daraus müssen Konsequenzen gezogen werden. 
 
Richtig sind Konjunkturprogramme, die lange Zeit verpönt waren. Ihre Wirkung zielt 
aber zu wenig auf die Binnenkaufkraft. Der Blick auf die Beschäftigten kommt zu 
kurz. Sie spüren die Krise als Entlassung von Leiharbeitern und Befristeten, als Ab-
bau von Zeitkonten, in Form von Kurzarbeit und sie sind es, die vom Arbeitsplatz-
verlust bedroht werden. Beschäftigte finanzieren über Steuern und Einkommens-
verluste die Auswirkungen der Krise und müssen sich um ihre Zukunft sorgen. 
 
Wir fordern deshalb, zusätzlich zum Sieben-Punkte-Programm des IG Metall Vor-
standes: 
 
1. Keine Entlassungen, da Tarifverträge und Arbeitsmarktinstrumente einen 

umfangreichen Instrumentenkasten zur Überbrückung solcher Krisen bieten. 
 
2. Fortführung der betrieblichen Berufsausbildung auf bestehendem Ni-

veau. Angebote der Unternehmen an Beschäftigte zur Freistellung für Voll-
zeitqualifizierung z. B. Studium. Abschaffung der Studiengebühren in Baden-
Württemberg.  
 

3. Beschäftigungsperspektiven durch Übernahme nach Ausbildung und Stu-
dium. Dies sichert die Innovationsfähigkeit der Region. 
 

4. Kurzfristige Ausweitung zusätzlicher Fort- und Weiterbildungsmaßnah-
men – auch durch die Bundesanstalt für Arbeit.  
Die Anbieter beruflicher Aus-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen sind auf-
gefordert handhabbare Angebote vorzulegen. Die Wirtschaftsförderung der 
Region Stuttgart (WRS) soll dafür als regionale Anlaufstelle genutzt werden. 
 

5. Wir erwarten von Landesregierung und WRS die Forderung der IG Metall zu 
unterstützen, wonach die Banken zur Kreditversorgung der Realwirtschaft 
verpflichtet werden. In dieser Krise muss gelten:  
• Kein kaufmännisch vernünftiger Auftrag darf an der Vorfinanzierung 

scheitern.  
• Kein gesunder Betrieb darf wegen aktueller Liquiditätsengpässe in-

solvent gehen.  



 
Die WRS hat Voraussetzungen zu schaffen, dass „Kreditnot“-leidende Unter-
nehmen unter „den Schutzschirm“ kommen können. Kurze Wege und An-
laufstellen (taskforce) sind dabei eine wichtige Voraussetzung. Die Einbezie-
hung der betroffenen Gewerkschaften und betrieblichen Interessenvertretern 
wird dabei als selbstverständlich unterstellt. 
 
Das für die Region Stuttgart wichtige Kfz-Cluster muss erhalten werden. Da-
zu ist ein effektives Clustermanagement notwendig und als regionale Indust-
riepolitik auszubauen, dabei ist auch der notwendige ökologische Umbau der 
Gesellschaft zu berücksichtigen. Die Einbeziehung der betroffenen Gewerk-
schaften und betrieblichen Interessenvertretern wird dabei als selbstverständ-
lich unterstellt. 
 

6. Anteilseigner und Gesellschafter müssen die aus dem laufenden Geschäft 
entstehende Unterdeckung durch neue Einlagen bzw. Gesellschafterdarle-
hen und damit Liquidität sichern.  
 

7. Keine Übernahme von Schulden durch den Staat ohne eine Übertragung 
von Eigentumstiteln. Dies schließt das Übertragen von „faulen Krediten“ an 
staatliche oder teilstaatliche Finanzinstitute (bad bank) aus. 

 
Bestehende Arbeitsverhältnisse müssen erhalten bleiben, ein weiterer Personalab-
bau muss verhindert werden. 
 
Die Betriebe „fahren zur Zeit auf Sicht“. Alle betrieblichen Interessenvertreter sind 
deshalb aufgefordert, in den Aufsichtsräten, Betriebsräten und Wirtschaftsaus-
schüssen ein monatliches Berichtswesen zur Auftragslage und  zur Unternehmens-
liquidität vom Unternehmen abzufordern – also auch „auf Sicht zu fahren“. 
 
Wir fordern alle ArbeitnehmerInnen auf, die betrieblichen Angebote für Qualifizie-
rungen zu nutzen. Für den Bereich der Metall- und Elektroindustrie bietet der Tarif-
vertrag zur Qualifizierung von 2001 zusätzliche Möglichkeiten an. Die Arbeitgeber 
werden aufgefordert, personelle Kapazitäten zur kurzfristigen Vorbereitung von be-
trieblichen Qualifizierungsmaßnahmen freizustellen. 
 
Werden, entgegen den derzeitigen Erklärungen, Massenentlassungen an-
gekündigt oder sollte eine „Kreditklemme“ von Banken verursacht wer-
den, wird die IG Metall die Beschäftigten zum Widerstand aufrufen. 
 
Die Krise belastet uns bereits über unsere Steuern, die finanziellen Einbußen 
durch die zurückgegangene Beschäftigung, und viele LeiharbeitnehmerInnen 
oder befristete Beschäftigte durch den erfolgten Arbeitsplatzverlust. Wir werden 
die Lasten der Krise nicht auch noch durch massenhaften Beschäftigtenabbau 
zusätzlich tragen!  
 
 
Fellbach, den 19. Februar 2009 
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